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„Wesentliche Änderungen von 
Verträgen während ihrer Lauf-
zeit sind nur nach einer erneuten 
Durchführung eines Vergabever-
fahrens zulässig.“ Dieser Satz gibt 
einen Grundsatz wieder, den der 
Europäische Gerichtshof in knapp 
10 Judikaten seit 1998 entwickelt 
hat. Die EU Vergaberichtlinien 
2014 formen diesen Grundsatz 
aus; die österreichische Vergabe-
rechtsreform 2017 sieht dafür vor 
allem den neuen § 366 BVergG vor.

Die praktische Bedeutung dieses 
Paragraphen dürfte groß werden.  
Er kann jeden länger laufenden 
öffentlichen Vertrag betreffen. 
Je länger die Laufzeit, desto hö-
her ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich während dieser Zeit 
Gegebenheiten ändern, auf die 
mit einer Vertragsanpassung re-
agiert werden muss. Das ist nur 
dann ohne Auflösung des alten 

Schulreformen:  
Lehrbeispiel für unzulässige 

Vertragsänderungen?
In Österreich treten etwa alle zwei Jahre Schul- oder Bildungsreformen in Kraft.* 

Zugleich werden zunehmend langfristige Partnerschaften mit privaten Unternehmen 
für Errichtung, Finanzierung und technischen Betrieb von Schulen geschlossen.  
Wie man diese Verträge fit für häufige Reformen macht, ist nicht immer klar.
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Vertrages und Neuausschreibung 
möglich, wenn die Änderung un-
wesentlich ist.

Anpassungsklauseln
Neue Schulformen wie die Wiener 
Campus-Modelle werden immer 
öfter mit Betreibermodellen um-
gesetzt, die 20 bis 25 Jahre laufen. 
Abgesehen von geringen Anpas-
sungen des Auftragswertes, sind 
vor allem jene Änderungen zuläs-
sig, für die schon der ursprüngli-
che Vertrag vorsorgt. Unzulässig 
sind Vertragsanpassungen, die 
zu einem Auftrag führen, an dem 
auch andere Bieter interessiert 
gewesen wären, oder die die An-
nahme eines anderen als des ur-
sprünglich angenommenen Ange-
botes ermöglicht hätten.
Jeder öffentliche Auftraggeber ist 
also gut beraten, bei langlaufen-
den Verträgen die Bestimmungen 
zu Leistungsänderungen usw. 
sorgfältig zu formulieren. Das 
Vergaberecht erlaubt Änderun-

gen, die „in den ursprünglichen 
Ausschreibungsunterlagen in 
klar, präzise und eindeutig for-
mulierten Überprüfungsklauseln 
und Optionen vorgesehen sind“. 
Auch wenn die künftige Änderung 
nicht exakt vorhersehbar ist: Diese 
Klauseln müssen Angaben zu Um-
fang und Art der möglichen Ände-
rungen sowie zu den Bedingun-
gen enthalten, unter denen sie zur 
Anwendung gelangen. Die Grenze 
zulässiger Anpassung ist über-
schritten, wenn sich der Gesamt-
charakter des Vertrags ändert.

Riskante Änderungen
Riskant sind Änderungen von 
Umfang und inhaltlicher Ausge-
staltung gegenseitiger Rechte 
und Pflichten. Es ist schwer vor-
stellbar, warum künftige Ent-
wicklungen z.B. eine Verkürzung 
der Gewährleistungsfrist priva-
ter Errichter und Verwalter einer 
Schule erforderlich machen. Wohl 
aber können nach einigen Jahren 

zusätzliche Bauleistungen (z.B. 
Umbau von Klassenzimmern), 
Lieferungen (z.B. erweiterte Aus-
stattung des Chemiesaales) oder 
Leistungen (z.B. längere Öffnungs-
zeiten, Schaffung einer Kantine) 
notwendig werden.

Zulässige Änderungen
Nach der Vergabe-Richtlinie kann 
in solchen Fällen eine Änderung 
des ursprünglichen Auftrages 
ohne neues Vergabeverfahren ge-
rechtfertigt sein, wenn zusätzliche 
Lieferungen als Teileersatz oder 
zur Erweiterung bestehender Lie-
ferungen bestimmt sind und ein 
Wechsel des Lieferanten zu Unver-
einbarkeiten verschiedener Fab-
rikate oder unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten bei Gebrauch und 
Instandhaltung führen würde.
Auch eine präzise und eindeutig 
formulierte Anpassungsklausel 
müsste solche Erweiterungen zu-
lässig machen. Die Richtlinie zählt 
Beispiele auf: Preisindexierungen 

oder Anpassungen an technolo-
gischen Fortschritt. Auch außer-
ordentliche Instandhaltung darf 
ohne Neuausschreibung beauf-
tragt werden.
Deshalb sollten vertragliche An-
passungsklauseln auch möglichst 
viele weitere Fälle abdecken und 
präzise regeln, wie vorzugehen ist. 
Wenn die ursprünglichen Preise 
oder zumindest Preisermittlungs-
methoden verwendet werden, ist 
die Gefahr unzulässiger Änderun-
gen der wechselseitigen Rechte 
und Pflichten gemildert.
Sogar ein Wechsel des Auftragneh-
mers kann zulässig sein, wenn der 
neue Auftragnehmer in den unver-
änderten Altvertrag eintritt und 
die ursprünglichen Eignungskrite-
rien gleich gut erfüllt.
Nicht einmal eine gütliche Streit-
beilegung ist gestattet, wenn sie 
zu einer Vertragsänderung führt. 
Der EuGH hat in zwei Fällen ent-
schieden, dass sogar ein Vergleich, 
der Gerichtsverfahren vermeidet 
und vernünftige Lösungen erzielt, 
unzulässig ist. Aber eine Streit-
beilegung nach „klar, präzise und 
eindeutig formulierten“ Klauseln 
ohne unbeschränkten Ermessens-
spielraum ist zulässig.

* 2013: Lehrerdienstrecht, 2015: Schulreform, 
2017:  Bildungsreform, 2019: verschobene  
Oberstufenreform.

Aderklaa. Rein statistisch hören
die Aderklaaerinnen und Ader-
klaaer beinahe alle zwei Sekun-
den „Wrooooom“. Pro Tag fahren
nämlich in der kleinen Gemeinde
im Marchfeld, unmittelbar vor
Wien, 40.000 Autos vorbei. Es
sind in erster Linie Pendler, die
nach Wien zur Arbeit fahren und
von dort wieder zurück. „Es blo-
ckiert alles“, sagt Bernhard Wolf-
ram, Landwirt und Bürgermeister
der kleinen Gemeinde.

Der enorme Verkehr ist auch
einer der Gründe, weshalb es für
die Gemeinden entlang der B8 bis
hinauf nach Gänserndorf immer
schwieriger wurde, neue Betriebs-
gebiete zu widmen. Denn als Auf-
sichtsbehörde hat das Land Nie-
derösterreich Einfluss auf diese
Entscheidungen, und was früher
alles ging, geht heute nicht mehr.

So wäre etwa das extrem weit-
läufige Gewerbegebiet vor dem
Kreisverkehr in Gänserndorf, eine
wirklich traurige Ode an die Bau-
stoffe Blech und Beton, heutzuta-
ge nicht mehr möglich. Dem ent-
gegen steht das Bedürfnis der Ge-
meinden, Betriebe in der Region
anzusiedeln, die Notwendigkeit
des Pendelns zu reduzieren. Ar-
beitsplätze bedeuten für die Ge-
meinden auch Geld über die Kom-
munalsteuer.

Acht Gemeinden im Marchfeld,
darunter eben auch Aderklaa und
Gänserndorf, werden sich künftig

in einem Wirtschaftsverband zu-
sammenschließen und gemein-
sam Betriebsgebiete vermarkten.
Bis Mitte Oktober sollen in allen
Gemeinden (auch Deutsch-Wag-
ram, Obersiebenbrunn, Markgraf-
neusiedl, Parbasdorf, Raasdorf
und Strasshof) die notwendigen
Beschlüsse vorliegen.

„Es geht hier auch um Boden-
schonung. Damit nicht mehr im

Grünland gebaut wird“, sagt Bür-
germeister Wolfram. Grundsätz-
lich sei der Raum durch die Nähe
zu Wien attraktiv, dennoch hänge
die weitere Zukunft vom Bau
hochrangiger Straßen ab, also der
geplanten S8 durch das Marchfeld
mit Anbindung an die Wiener Au-
ßenring Schnellstraße S1.

Interkommunale Kooperation
ist in der Region hier nicht neu.

Es gibt Verbände für Abfallwirt-
schaft und Abwasser, und auch in
Sachen Bildung vom Kindergar-
ten bis zu den Pflichtschulen, ar-
beiten die Gemeinden zusammen.

Doch wenn es um Betriebsan-
siedlungen geht, endet in der Re-
gel die Leidenschaft für die inter-
kommunale Zusammenarbeit.
Denn da geht es um Geld, um
Steuereinnahmen. Doch es wird

mehr und mehr alternativlos,
dass Gemeinden kooperieren statt
in Konkurrenz zu treten, das weiß
auch Bernhard Wolfram. Und das
wissen auch seine Bürgermeister-
kollegen, die über Parteigrenzen
hinweg vier Jahre lang an diesem
Projekt gearbeitet haben.

„Wollen keine Schlafstädte sein“

Das Land Niederösterreich war
von Beginn an begleitend dabei,
ebenso das von Wien und Nieder-
österreich gemeinsam finanzierte
und organisierte „Stadt-Umland-
Management“. Das Marchfeld-Pro-
jekt musste schließlich auch in ei-
ne legistische Form gebracht und
Raumordnungskonzepte entwi-
ckelt werden. Und natürlich wur-
de auch lange über die Aufteilung
der Steuereinnahmen debattiert.

Die Standort-Gemeinde eines
neuen Betriebes erhält 82,5 Pro-
zent der Einnahmen, der Rest teilt
sich auf die übrigen sieben Orte
auf. Darunter findet sich auch
Parbasdorf, das selbst gar keine
Flächen für mögliche Gewerbege-
biete anbieten kann. „Es gibt aber
keine Standortkonkurrenz“, sagt
Wolfram. Man begreift sich als
Region, um gemeinsam Chancen
zu realisieren, die mit dem Bau
der S8 kommen werden, die von
den Gemeinden alleine aber nicht
wahrgenommen werden können.
„Wir sind eingebettet zwischen
zwei Hauptstädten“, sagt Bürger-
meister Wolfram. „Und wir wollen
keine Schlafstädte sein.“ ■

Das Ende der Konkurrenz
Acht Gemeinden im Marchfeld schließen sich zum größten kommunalen Wirtschaftsverband zusammen.

Von Simon Rosner


